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AKTUELL 
Verletzung des Embargos 

R o m  (spk) E i n  griechisches Schiff 
hat  nach Erkenntnissen der West
europäischen Union (WEU) mehr
mals das UNO-Embargo gegen Ser
bien verletzt und ist in einen Hafen 
Montenegros eingelaufen. Dies be
richtete der  Vorsitzende des Vertei
digungsausschusses der WEU-Par-
lamentarier, der  Brite Dudley 
Smith, am Donnerstag in Rom. 

«Widerstand» angekündigt 
Bagdad/Ankara (spk) Der  Irak 

hat  am Donnerstag «Widerstand» 
gegen die Flugsperre für seine Luft
waffe südlich des 32. Breitengrades 
angekündigt. Nach einer von d e r  
halbamtlichen türkischen Nachrich
tenagentur Anadolu verbreiteten 
gemeinsamen Erklärung des Revo
lutionsrates und der Führung de r  
Baath-Partei wurden «Aktionen 
gegen den aggressiven Beschluss» 
festgesetzt. 

Rücktritt angekündigt 
Tokio (spk) Der stellvertretende 

japanische Regierungschef, Shin 
Kanemaru, hat am Donnerstag 
wegen der Verwicklung in einen 
Skandal um illegale Zuwendungen 
eines Speditionsunternehmens an 
Politiker seinen Rücktritt angekün
digt. Vor Journalisten räumte er in 
Tokio ein, dass e r  eine Spende von 
rund 5 Mio Franken bekommen 
habe. Kanemaru ist seit Januar die
ses Jahres Vize-Regierungschef. 

Bundesrat Arnold Koller traf gestern per Helikopter in Vaduz ein 
Beginn des Besuchs des Schweizer Bundesrates - Heute Freitag Arbeitsgespräche mit Vertretern der Regierung und Empfang auf  Schloss Vaduz 

(G.M.) - Bundesrat Arnold Koller traf 
gestern abend mit dem Helikopter zu 
Besuch in unserem Land ein. Er befand 
sich in Begleitung seiner Rau sowie drei 
Mitarbeitern. Zum Empfang hatten sich 
Regierungschef Hans Brunhart, Regie
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert 
Wille und Botschafter Prinz Nikolaus 
eingefunden. 

Heute Freitag beginnt der  Besuchstag 
mit einem Arbeitsgespräch zwischen 
Bundesrat Arnold Koller und Vertretern 
der  Regierung. Im Mittelpunkt des Ge
sprächs wird zweifellos de r  EWR-Ver-
trag stehen, der  gegenwärtig in den Eid
genössischen Räten beraten wird. Im 
Zusammenhang mit dem EWR-Vertrag 
steht auch das Eurolex-Programm, das 
die Anpassung der nationalen Gesetzge
bung an das EG-Recht umfasst. 

Zu r  Sprache kommen wird auch die 
Problematik de r  Flüchtlinge sowie das 
Asylwesen, für das Bundesrat Arnold 
Koller in der  Schweiz zuständig ist. Juri
stische Fragen werden beim Zusammen
treffen mit dem Präsidenten des Staats
gerichtshofes, Harry Gstöhl, erörtert. 

Anschliessend hat der  Bundesrat die 
Gelegenheit, seine Landsleute im 
Schweizer Verein zu treffen. Den Ab-
schluss bildet ein Empfang auf Schloss 
Vaduz durch Fürst Hans-Adam II. und 
Fürstin Marie. 

Bundesrat Arnold Koller, Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements, traf gestern am späten Nachmittag mit 
einem Helikopter in unserem Land ein. (Bild: Beat Schürte \ 

Bevorzugung der Mieter oder Vermieter im neuen Mietrecht? 
Die Regierung unterbreitete dem Landtag ein neues Mieterschutzgesetz - Einbau in das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) vorgesehen 

(G.M.) - Ein umfangreiches Gesetzes
werk, das zweifellos neben sachlichen 
Argumenten auch emotionale Regungen 
hervorbringen wird, ist dem Landtag 
dieser Tage Uberwiesen worden. Auf
grund einer VU-Motion hat die Regie
rung dem Parlament eine Novellierung 
der Mieterschutzbestimmungen unter
breitet, die weitgehend nach dem 
schweizerischen Vorbild ausgestaltet 
sind. Im Unterschied zur Förderung der 
Motion erstrecken sich die Bestimmun
gen auch auf Geschäftsräumlichkeiten, 
nicht nur auf Wohnungen. 

Die Mieterschutz-Bestimmungen wur
den 1975 aus der  Schweiz übernommen 
und in das Allgemeine Bürgerliche Ge
setzbuch (ABGB) eingebaut. Schweize
risches Recht war damals in Erwägung 
gezogen worden, weil die liechtensteini
schen Wirtschafts- und Sozialstrukturen 
eine deutliche Ähnlichkeit mit dem 
Zoll- und Währungsvertragspartner auf
weisen. Für die Regierung war auch die 
Novellierung der  Mieterschutz-Bestim
mungen in der Schweiz der Anlass, er
neut eine Anpassung nach diesem Vor
bild vorzunehmen. 

Schwierigkeiten der Gesetzesteclinik 
Allerdings gab es bei de r  Ausarbei

tung d e r  Vorlage, wie die Regierung dem 
Landtag in ihrem Bericht kundtut, ge
wisse Schwierigkeiten der Gesetzestech
nik. Die Schwierigkeiten resultierten 
daraus, dass das Mietrecht aus Öster
reich stammt, womit die G.efahr von Wi
dersprüchlichkeiten verbunden ist, wenn 

versucht wird, den Mieterschutz-Nor-
menbereich aus der Schweiz einzufügen. 

Um die «innere Geschlossenheit und Ju-
dizierbarkeit d e r  Gesamtmaterie» si
cherzustellen. schlägt die Regierung 
dem Landtag vor. die Mieterschutz-Be
stimmung als geschlossenen Block in das 
Mietrecht einzufügen. 

Wohnungs- und Geschäftshausmieten 
Die neuen Mieterschutz-Bestimmun

gen beschränken sich nach Angaben der  
Regierung nicht nur auf  den Bereich der 
Wohnungsmieten, wie dies von der Mo
tion gefordert worden ist, sondern um
fassen auch den Sektor de r  Miete von 
Geschäftsräumlichkeiten. Allerdings 
wird damit nicht Neuland beschritten, 
sondern ähnliche Bestimmungen finden 
sich nach Angaben der  Regierung auch 
in de r  Schweiz, in Österreich und 

Deutschland. Diese Regelung erschien 
der Regierung notwendig, «denn auch 
Mieter von Geschäftsräumlichkeiten 
können missbräuchlichen Forderungen 
von Vermietern ausgesetzt sein.» Ausge
nommen werden Pachtverträge sowie 
die Vermietung von nicht regelmässig 
benutzten Räumlichkeiten, Zimmerver
mietung im Gastgewerbe und die kurz
fristige Vermietung von Ferienzimmern 
und Ferienwohnungen. 

Pflichten für Mieter und Vermieter 
Die Regierungsvorlage umfasst 75 G e 

setzesartikel und versucht die Pflichten 
für Mieter und Vermieter zu regeln. Die 
Bestimmungen betreffen die Forderung 
und Bezahlung der Mietzinsen, die Zu
ständigkeit bei Erneuerungen, die Rege
lungen bei Wechsel des Eigentümers, die 
Untermiete und die Modalitäten bei Be
endigung des Mietverhältnisses. Breiter 

Raum nimmt der Schutz vor missbräuch
lichen Mietzinsen, die folgendermassen 
definiert werden: «Mietzinsen sind miss-
bräuchlich. wenn damit ein übersetzter 
Ertrag aus der Mietsache erzielt wird 
oder wenn sie auf  einem offensichtlich 
ühersetzten Kaufpreis beruhen.» Genau 
umschrieben im Gesetzesentwurf wer
den die Möglichkeiten, um Mietzinsen 
anzufechten. Ebenso enthält de r  Ent
wurf detaillierte Bestimmungen über 
den Schutz bei Kündigungen. 

Mieter- und Kündigungsschutz 
gehören zu den «heissen Eisen», so dass 
zu erwarten ist. dass der  Gesetzesent
wurf der  Regierung etliche Diskussio
nen hervorrufen wird. Auch in de r  Ver
nehmlassung ergaben sich unterschiedli
che Auffassungen, wie die Regierung im 
Bericht an den Landtag festhält. 

151Arbeitslose in 
Liechtenstein 

Die Zahl der  Arbeitslosen in un
serem Land ist weiter angestiegen. 
Nach de r  Arbeitsmarkt-Statistik 
wurden am 31. Juli 1992 insgesamt 
151 Ganzarbeitslose registriert, 
wovon 105 Anspruchsberechtigte 
für den Bezug von Arbeitslosenun
terstützung waren. Ausserdem gab 
es zum gleichen Zeitpunkt f>5 Teil
arbeitslose. 

Gesamthaft waren Ende Juli bei 
de r  Arbeitsvermittlungsstclle 250 
Stellensuchende gemeldet, darunter 
145 Männer und 105 Frauen. Diesen 
Stellensuchenden standen lediglich 
65 offene Stellen gegenüber, die bei 
de r  Arbeitsvermittlungsstelle aus
geschrieben waren. 

Wiener Bürgermeister spricht über Flüchtlinge 
Dr. Helmut Zilk au f  Besuch in Vaduz - Gast beim Internationalen Liechtensteiner Presseclub 

interessant, farbig, 
neu, 

so präsentiert sich 
die Herbst Mode '92 

im 

Modehaus 
Hannelore  

Jeden Freitag Rbendeinkauf bis 
2 0  Uhr. 

Österreich und vor allem auch die 
Stadt Wien sind seit Jahrzehnten Durch
gangs- und Endstation für Flüchtlinge. 
In jüngster Zeit ergossen sich Ströme 
von Flüchtlingen aus Osteuropa und 
Südosteuropa auf Österreich und die 
Hauptstadt. Der Wiener Bürgermeister 
Dr. Helmut Zilk, seit Jahren mit der 
Problematik von Flüchtlingen befasst, 
hält im Vaduzer Rathaussaal heute 
abend (18 Uhr) einen öffentlichen Vor
trag zum Thema. «Flüchtlingsströme und 
Flüchtlingsprobleme». 

D e r  Wiener Bürgermeister ist Gast 
beim Internationalen Liechtensteiner 
Presseclub (LPC), dessen initiativen 
Präsidenten Walter B. Wohlwend es 
immer wieder gelingt, bekannte und im 
Rampenlicht stehende Persönlichkeiten 
für einen Vortrag oder einen Besuch in 
Liechtenstein zu gewinnen. Aufgrund 
der Aktualität des  Themas bleibt de r  
Vortrag nicht dem Kreis der  LPC-Mit-
glieder vorbehalten, sondern ist allen In
teressierten zugänglich. 

Dr. Helmut Zilk wurde 1984 erstmals 
zum Bürgermeister der  Hauptstadt Wien 
gewählt und 1987 sowie 1991 in seinem 
Amt  bestätigt. Den  Wiener Bürgermei-

Der Wiener Bürgermeister Dr. Helmut 
Zilk hält heute abend einen öffentlichen 
Vortrag über «Flüchtlingsströme und 
Flüchtlingsprobleme» im Rathaussaal 
Vaduz. Zilk ist Gast des Internationalen 
Liechtensteiner Presseclubs (LPC). 

ster verbinden verschiedene Kontakte 
mit Liechtenstein, e r  hat sich bereits 
mehrmals in unserem Land aufgehalten 
und kennt die liechtensteinischen Ver
hältnisse. Beim Staatsbesuch von Fürst 
Hans-Adam II. im vergangenen Jahr in 
Österreich war e r  Gastgeber für das Für
stenpaar im Wiener Rathaus, wo sich 
unser Staatsoberhaupt in das «Goldene 
Buch» der Stadt Wien eintragen konnte. 
Bei dieser Gelegenheit meinte er, in An
spielung auf die engen Beziehungen 
Liechtensteins zur Schweiz und zu 
Österreich, die Beziehungen Liechten
stein-Schweiz glichen einer Vernunftehe, 
während es sich bei den Beziehungen 
Liechtenstein-Österreich um ein Liebes
verhältnis handle. 

Der  öffentliche Vortrag von Bürger
meister Dr. Helmut Zilk, der  auch Gast 
beim Vaduzer Bürgermeister Arthur 
Konrad ist, gibt die Möglichkeit, Verglei
che zwischen de r  Fluchtlingspolitik un
seres Landes und der  Republik Öster
reich anzustellen. Es besteht auch die 
Möglichkeit, Fragen zu  stellen. Die Ver
anstaltung wird vom Schweizer Fern
sehjournalisten Alphons Matt mode
riert. 

CH-Nationalrat stimmt 
EWR-Vertrag zu 

Bern, (spk) Der EWR-Vertrag hat die 
erste Hürde im Parlament genommen. 
Mit 128:58 und 6 Enthaltungen machte 
de r  Nationalrat am Mittwoch nach 
dreitägiger Debatte den Weg für eine 
verstärkte Integration der  Schweiz in 
Europa frei. Mit klarer Mehrheit be-
schloss die Grosse Kammer zudem die 
•Unterstellung aller Eurolex-Vorlagen 
unter das nachträgliche Referendum. 

Drei Tage und insgesamt 21 Stunden 
dauerte die Debatte für und wider den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR).  
bis die Grosse Kammer nach 4 Kommis
sions-, 13 Fraktiönssprechern und 126 
Rednerinnen und Rednern auf den 
EWR-Vertrag eintrat. 


